




- 3 -

dato vom Amt akzeptierten Probenahmeplan des Vereins wieder aufzuheben. Dem Antrags­

gegner ist offensichtlich kein Aufwand zu groß, immer wieder Anordnungen unter Beteiligung 

aller betroffenen Abteilungen zu überlegen und vorzubereiten, die dann aber jeweils nicht um­

gesetzt werden (können). Es zeigt ganz klar die Gesinnung, die die Verantwortlichen antreibt 

und dass es hier längst nicht mehr um einen echten Gesundheitsschutz geht. Nach der jetzt 

tatsächlich zugestellten Anordnung und der bei der Akteneinsicht entdeckten Grundeinstellung 

des Antragsgegners zum Antragssteller ist der Streit in voller Härte entbrannt. 

Das Landratsamt fährt daher sofort schwerstmögliche Geschütze auf und hat im Bescheid vom 

15.01.2019 nicht nur den Sofortvollzug angeordnet, sondern gleichzeitig Zwangsgelder ange­

droht. 

3. 

Gipfel der Eskalation und schlichtweg eine Unverschämtheit ist das Schreiben des Gesund­

heitsamtsleiters Dr. Günther vom 03.08.2017 an das Bayerische Landesamt für Gesundheit 

und Lebensmittelsicherheit, in welchem dieser (...)

Mit dieser Aussage disqualifziert sich Herr Dr. Günther für das weitere Verfahren selbst. Eine 

Entschuldigung wäre das Mindeste, verbunden mit dem Versprechen, nicht künftig ungeprüft 

irgendwelche ehrrührige Behauptungen über Dritte aufzustellen. 

II. Sachverhalt

Dieser wurde dem Grunde nach in dem angegriffenen Bescheid geschildert, allerdings in 

wesentlichen Punkten falsch. 
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2.5.2.2. 

Zum verrohrten Bachlauf wurde bereits ausgeführt. 

2.5.2.3 

Um welche Grundwasserüberdeckungssituation geht es dem Antragsgegner? Wenn diese 

entscheidend ist, so wäre es doch zunächst angezeigt gewesen, diese Überdeckungssituation 

zu ermitteln, bevor eine kontinuierliche Trübungsmessung mit Kosten im vierstelligen Bereich 

angeordnet wird. 

2.5.2.4. 

Warum stellt der Brunnenausbau über Betonringe ein Risiko dar? Der Antragsteller hat bereits 

vor Jahren die Schachtinnenwand von einer Fachfirma mit einer trinkwasserzugelassenen Iso­

lierschicht auskleiden lassen. 

2.5.2.5. 

Welche Bewandnis hat es mit dem Satz „kein Sperrrohr"? Wo fehlt dieses, welche Folgen 

ergeben sich hieraus? 

2.5.3. 

Nicht begründet ist der angeordnete Zeitraum vom 18.03. - 30.06. für eine kontinuierliche Trü­

bungsmessung. Diese ist nach der TrinkwV nicht als Probe nach Anlage 4 (zu § 14 Absatz 2 

Satz 1 und § 19 Absatz 2b Nummer 1) vorgesehen. Gerade deshalb bedarf deren Anordnung 

besonderer Umstände und gesonderter Begründung. Diese fehlt hier. 

Insbesondere bleibt offen, warum diese kontinuierliche Trübungsmessung zusätzlich zu der 

4mal jährlich angeordneten Trübungsmessung über die Parameter der Gruppe A erforderlich 

sein soll. 

Im Merkblatt Nr.1.5/3 des bayerischen Landesamtes für Umwelt heißt es ausdrücklich, dass 

die Gefährdung/ Beeinträchtigung des Trinkwassers von der Trübung abhängig ist. Im Um-
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3.2. 

Untersuchungsvorgänge richten sich im Rahmen der quartalsweisen Routineuntersuchungen 

vorrangig nach den Vorgehensweisen und Zeitplänen der beteiligten Fachleute unter Einbin­

dung der jeweiligen Wetterverhältnisse und sind deshalb vom Antragssteller nur bedingt be­

einflußbar. Manchmal dauert es, trotz der amtlichen Rückfrage beim Labor, allein 14 Tage, bis 

die Befunde in Papierform beim Verein eingehen. Die Untersuchungsabläufe können sich 

deshalb nicht nach taggenau festgelegten Terminvorgaben richten 

Für eine ernsthafte Gesundheitsvorsorge ist allein die Untersuchung selbst und deren Häufig­

keit unter Berücksichtigung der jeweiligen Wetterlage von Bedeutung, aber keineswegs, wann 

die Befunde urschriftlich bei der Behörde eingehen. 

3.3. 

Die verfügten festgelegten Zeitpunkte zur Probenahme und Einreichung sind auch deshalb 

verfehlt, da sie Naturereignisse und tatsächliche Umstände außer acht lassen. Unterstellt, im 

Monat Mai oder Juni gäbe es ein Hochwasser (von welchem theoretisch denkbare Quali-

tätsgefährdungen für das Wasser ausgehen können) muss der Antragssteller hinsichtlich 

der Beprobung nichts unternehmen, da der Stichtag bereits im April lag. Das Beispiel zeigt, 

dass es nicht sinnvoll ist, die Quartalsvorgaben in ein derart starres Zeitfenster zu pressen, 

welches in sich, wie oben be­schrieben, einen Widerspruch darstellt. 

4. 

Die Höhe des Zwangsgeldes ist unverhältnismäßig hoch und wird nicht begründet. 

� 

Alles in Allem ist dem Antrag stattzugeben und die aufschiebende Wirkung wiederherzustellen. 

Die eigentliche Entscheidung kann in der Hauptsache getroffen werden. Der Antragssteller 

sagt zu, dass bisherige Beprobungskonzept zuverlässig wie bisher durchzuführen und sofort 

bei möglichen Verunreinigungen zu reagieren. 








